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Einführung

Andere Länder, andere Sitten?

I. Anlass und Ziel der Arbeit

Hört man Auslandsbestechung, so liegt der Gedanke an große Unternehmen 
nahe, die sich im internationalen Wettbewerb mit anderen Unternehmen luk-
rative Aufträge sichern, indem sie der für die Vergabe verantwortlichen Person 
Vorteile zukommen lassen. Es wird Geld in falsche Bahnen gelenkt, der Wett-
bewerb wird durch leistungsunabhängige Kriterien verzerrt und insbesondere 
bei öffentlichen Infrastrukturvorhaben erhöhen derartige Beeinflussungen die 
Gefahr minderwertiger Leistungen, unter denen dann vor allem die Bürger 
leiden. Wenn hingegen ein deutscher Tourist auf Bali einem Beamten Geld 
gibt, um hinter die Absperrung in einem Tempel zu kommen, weil man dort 
schönere Fotos machen kann, werden beide kaum daran denken, dass sie sich 
gerade nach deutschem Recht strafbar machen könnten. Gerade dass auch 
solche Vorgänge nach dem StGB strafbar sein können, zeigt, dass man es hier 
nicht mit klassischen Erscheinungsformen der sog. Entgrenzung des Wirt-
schaftsstrafrechts1 oder des oft gerügten Strafrechtspopulismus2 zu tun hat, 
mit dem zuweilen auf Vorgänge reagiert wird, die in der Bevölkerung für ge-
steigerten Unmut sorgen.3

Bei der Bestechung „ausländischer Amtsträger“ sah sich der Gesetzgeber 
aufgrund eingegangener Verpflichtungen aus internationalen Antikorruptions-
abkommen, dem Interesse an der Übertragung bereits umgesetzter internatio-
naler Antikorruptionsabkommen in das Kernstrafrecht sowie auch durch die 
kontinuierlich größer werdende Ablehnung gegenüber jeglicher Form der 
Korruption in der Gesellschaft dazu veranlasst, einen besonders weiten Ansatz 
zu wählen.4 Die internationalen Schutzpflichten, möglicherweise auch gepaart 
mit dem Bestreben, bei der Verfolgung grenzüberschreitender Korruption mit 

1  Hierzu Beckemper, ZStW 131 (2019), 1105.
2  Hierzu Frommel, GS Weßlau 2016, 495 ff.; Hoven, in: Hoven/Kubiciel, Zukunfts-

perspektiven des Strafrechts, 101 ff.
3  Es handelt sich aber weitestgehend um „klassische“ Probleme des modernen 

Strafrechts, vgl. hierzu bereits Hassemer, ZRP 1992, 378, 382.
4  Zu gesellschaftlichem Diskurs und Strafgesetzgebung im Kontext der Auslands-

bestechung Spörl, Das Verbot der Auslandsbestechung, 152 ff., 190 ff.
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dem Foreign Corrupt Practices Act (FCPA)5 und dem UK Bribery Act6 gleich-
zuziehen, sollten in einer neuen Strafnorm umgesetzt werden: dem § 335a 
StGB. Dieser wurde durch das „Gesetz zur Bekämpfung der Korruption“7 
(KorrBekG) vom 20.11.2015 zum 26.11.2015 in das deutsche Strafgesetzbuch 
eingefügt und enthält in Abs. 1 Nr. 2 lit. a Regelungen, durch die auch Be-
dienstete und Beauftragte anderer Staaten umfassend in die Strafvorschriften 
der §§ 332, 334 StGB einbezogen werden. 

Problematisch war und ist hieran, dass die Gesamtheit der internationalen 
Vorgaben – ergänzt durch die Kreativität des Gesetzgebers bei ihrer Umset-
zung – auf keine homogenen Grunderwägungen zurückgeführt werden kann. 
Unter dem Vorwand der bloßen Übertragung bereits bestehender nationaler 
Vorschriften in das Kernstrafrecht sowie der Umsetzung internationaler Vor-
gaben wurden in einer Vorschrift Erwägungen kombiniert, die von Wirt-
schafts- bzw. Wettbewerbs- bis hin zu Menschenrechtsschutz reichten. Wäh-
rend hinsichtlich der Legitimität der Vorgängernormen des IntBestG8 und des 
EUBestG9 nur verhalten Bedenken geäußert wurden, brachte die Transition 
und Erweiterung der Straftatbestände zur Bestechung und Bestechlichkeit 
ausländischer Amtsträger vom Neben- in das Kernstrafrecht eine ausgiebig 
geführte wissenschaftliche Auseinandersetzung um die Daseinsberechtigung 
der ihr in § 335a StGB gegebenen Form mit sich.10 Anlassgebend hierfür wa-

5  Der FCPA (15 U.S.C. §§ 78dd-1 ff.) von 1977 ist ein Bundesgesetz der Vereinig-
ten Staaten von Amerika das erstmals die Bestechung (US-)ausländischer Amtsträger 
unter Strafe stellte. Ausführlich zur Entstehung vgl. Androulakis, Die Globalisierung 
der Korruptionsbekämpfung, 149 ff.; Sporkin, NWJILB 18 (1998), 269 ff.; s. a. Dann, 
in: Hoven/Kubiciel: Das Verbot der Auslandsbestechung, 227, 229 ff.; Kieferle, Die 
Gefahr der Mehrfachverfolgung und Mehrfachbestrafung, 52 ff. Weiterführend zur 
Entwicklung des FCPA Hoven, Auslandsbestechung, 37 ff. und Münkel, Bestechung 
und Bestechlichkeit, 26 ff. jeweils m. w. N. 

6  Der „Bribery Act 2010“ (2010 c.23) ist ein zum 11.07.2011 in Kraft getretenes 
Antikorruptionsgesetz des Vereinigten Königreichs, das unter anderem die extensive 
Verfolgbarkeit von Auslandsbestechungen vorsieht. Eingehend Kieferle, Die Gefahr 
der Mehrfachverfolgung und Mehrfachbestrafung, 42 ff.; Spörl, Das Verbot der Aus-
landsbestechung, 57 f., 182 ff. Mit der Völkerrechtswidrigkeit des UK Bribery Act 
setzen sich Kappel/Lagodny, StV 2012, 695, 698 ff., auseinander.

7  BGBl. 2015 I, 2025.
8  Gesetz zu dem Übereinkommen vom 17. Dezember 1997 über die Bekämpfung 

der Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr (Gesetz 
zur Bekämpfung internationaler Bestechung – IntBestG), BGBl. 1998 II, 2327.

9  Gesetz zu dem Protokoll vom 27. September 1996 zum Übereinkommen über den 
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften (EU-Beste-
chungsgesetz – EUBestG), BGBl. 1998 II, 2340. 

10  Siehe insbesondere Hoven, Auslandsbestechung; Spörl, Das Verbot der Aus-
landsbestechung; Haak, Die Strafbarkeit der Bestechung ausländischer Amtsträger; 
T. Zimmermann, Das Unrecht der Korruption. Ausführlich zur Geschichte der globalen 
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ren die durch den deutschen Gesetzgeber im Rahmen des KorrBekG vorge-
nommenen Erweiterungen des Tatbestandes und der ihn flankierenden straf-
anwendungsrechtlichen Regelungen, deren Anwendungsbereich jetzt auch auf 
die – im Zusammenhang mit ausländischen Amtsträgern praktisch nicht ver-
folgte – Korruption abseits des Geschäftsverkehrs erstreckt wurde. Insbeson-
dere die kaum vorhandene Anwendung der Regelung in der Praxis11 legt nahe, 
dass es dem Gesetzgeber hier nicht um eine strafrechtsdogmatisch schlüssige 
oder aus kriminalpolitischer Sicht notwendige Regelung ging, sondern die 
Vorschrift vielmehr das Ergebnis einer allgemein rechts- und außenpolitischen 
Entscheidung ist. Andere Stimmen sprechen wiederum von einem überforder-
ten und überambitionierten Gesetzgeber.12

Dieser Pönalisierungsdrang sieht sich auch heute noch Imperialismusvor-
würfen ausgesetzt, denen im Rahmen dieser Arbeit auf den Grund gegangen 
wird. Sowohl das traditionell wenig systematisierte und dogmatisierte Straf-
anwendungsrecht13 als auch die Strafnorm selbst werfen in dieser Hinsicht 
Fragen auf: Zum einen geht es um die strafrechtlich-individualrechtliche Di-
mension einer möglichen Pönalisierung ohne legitimierendes Schutzgut und 
zum anderen begrenzen völkerrechtliche Grundsätze als „externe“ Faktoren 
die Reichweite der deutschen Strafgewalt.14 Zu zeigen, ob und inwieweit die 
Strafbarkeit der Bestechung und Bestechlichkeit ausländischer Amtsträger 
nach deutschem Strafrecht als legitim angesehen werden kann, ist das Haupt-
ziel dieser Arbeit. 

Obwohl die Erweiterungen des KorrBekG in der Strafrechtspraxis ein 
Schattendasein führen, gewinnen bei ihrer strafrechtsdogmatischen Betrach-
tung Aspekte an Bedeutung, die bislang kaum im Rahmen der Legitimität ei-
ner Strafnorm analysiert und bewertet werden mussten. Hervorzuheben sind 
von diesen insbesondere die Konsequenzen der vermeintlich zunehmenden 
Wahrnehmung von Korruption als Menschenrechtsverletzung sowie der soli-
darische Beitrag des deutschen Strafrechts zu Entwicklungshilfe und guter 
Regierungsführung weltweit. Das kritische Hinterfragen, ob und unter wel-
chen Umständen solche Erwägungen auch Rechtsgut einer Strafnorm sein 
können, ist Schwerpunkt dieser Arbeit. Hierbei wird der sukzessive auf politi-

Korruptionsbekämpfung Androulakis, Die Globalisierung der Korruptionsbekämp-
fung, passim.

11  Vgl. zuletzt die Zahlen in BT-Drs. 19/31208, 3 f.
12  So bereits Schuster/Rübenstahl, wistra 2008, 201, 208; s. a. Hoven, Auslandsbe-

stechung, 548; Kubiciel, in: Hoven/Kubiciel, Das Verbot der Auslandsbestechung, 45, 
53.

13  Jeßberger, Der transnationale Geltungsbereich des deutschen Strafrechts, 1, 4 
m. w. N.

14  Zum Begriff der Strafgewalt Jeßberger, Der transnationale Geltungsbereich des 
deutschen Strafrechts, 8 ff.




